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KURZE BEGRÜNDUNG

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten (AFET) wurde ersucht, im Rahmen eines 
Verfahrens der Zustimmung eine Stellungnahme zu dem Zusatzprotokoll zum Europa-
Mittelmeer-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und dem Staat Israel andererseits über 
die Konformitätsbewertung und Anerkennung gewerblicher Produkte (CAA) für den 
Ausschuss für internationalen Handel (INTA) abzugeben.

Die bilateralen Beziehungen zwischen der EU und Israel stützen sich auf das 
Assoziationsabkommen und den Aktionsplan.

Das Protokoll wird es den Exporteuren der EU ermöglichen, wenn sie dies wünschen, ihre 
gewerblichen Produkte vor der Ausfuhr nur einmal gemäß denselben angeglichenen 
Anforderungen und Normen testen und zertifizieren zu lassen; sie erhalten dann Zugang zu 
dem israelischen Markt, ohne ein weiteres Verfahren für die Zertifizierung der 
Konformitätsbewertung durchlaufen zu müssen. Dies wird aufgrund derselben angeglichenen 
Anforderungen und Normen auch in umgekehrter Richtung gelten.

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten (AFET) ist aufgefordert, eine Bewertung des 
politischen Kontexts, in dem das Protokoll Anwendung finden wird, vorausgesetzt, dass es 
geschlossen wird, der möglichen Auswirkungen auf die Verpflichtungen der EU in Bezug auf 
die Einhaltung des Völkerrechts und des Gemeinschaftsrechts sowie seiner Kohärenz mit den 
Gesamtzielen der EU in ihrem auswärtigen Handeln, die ein ausdrückliches Erfordernis des 
Vertrags von Lissabon darstellt, abzugeben.

Derzeit wendet Israel alle Abkommen, die es mit der EU geschlossen hat, im gesamten 
„Hoheitsgebiet des Staates Israel“ an, wie es im nationalen israelischen Recht definiert ist, 
einschließlich der Gebiete, die es seit 1967 besetzt. Die EU erkennt weder die Anwendung 
dieser Abkommen in den besetzten Gebieten durch Israel an noch die israelischen 
Rechtsvorschriften (z.B. das Basic Law: Jerusalem, Capital of Israel (Verfassungsgesetz zur 
Hauptstadt von Israel (Jerusalem)), welches am 30. Juli 1980 von der Knesset angenommen 
und aufgrund dessen Ostjerusalem annektiert wurde), mit denen die Annektierung und die 
Besiedelung dieser Gebiete gebilligt wird und welche die EU als im Widerspruch zum 
Völkerrecht stehend betrachtet. Die EU-Organe sind daher aufgefordert, davon Abstand zu 
nehmen, ihnen in irgendeiner Form Wirkung zu verleihen, weil dies aufgrund des derzeitigen 
Gemeinschaftsrechts und der internationalen Verpflichtungen der EU verboten ist.

In diesem Zusammenhang könnten die Bestimmungen des vorgeschlagenen Textes Israel 
gestatten, das Protokoll auf der Grundlage seines nationalen Rechts umzusetzen, in dem die 
territoriale Reichweite seines Inlandsmarktes festgelegt ist, die sich folglich auf die Gebiete 
erstreckt, die Israel seit 1967 besetzt und die nicht unter palästinensischer 
Wirtschaftsverwaltung stehen. Würde dies so erfolgen, würde die EU ihrem 
Gemeinschaftsrecht zuwiderhandeln und ihren völkerrechtlichen Verpflichtungen nicht 
nachkommen.

Außerdem darf die EU bei der Durchführung ihrer Außenpolitik nicht von den Bestimmungen 
des Vertrags von Lissabon abweichen, der die EU ausdrücklich dazu verpflichtet, die 
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Kohärenz zwischen den verschiedenen Bereichen ihres auswärtigen Handelns und zwischen 
diesen auswärtigen Politikbereichen und anderen Politikbereichen zu gewährleisten. Unter 
diesem Gesichtspunkt muss die gemeinsame Handelspolitik der EU im Zusammenhang mit 
den Zielsetzungen des auswärtigen Handelns der Union im Geiste der Grundsätze geführt 
werden, auf die sich die EU stützt, einschließlich der Achtung der Menschenrechte und der 
Grundfreiheiten1 Diese Verpflichtungen gelten auch für die überarbeitete 
Nachbarschaftspolitik der EU, die auf positiven Bedingungen („mehr für mehr“) beruht. Vor 
diesem Hintergrund geben die derzeitige Politik der israelischen Regierung unter besonderer 
Berücksichtigung der fortgesetzten Bautätigkeit und Ausdehnung der Siedlungen in 
Ostjerusalem und im Westjordanland, die Blockade des Gazastreifens sowie die Lage der 
arabischen Bürgerinnen und Bürger Israels und der zunehmende Druck auf nichtstaatliche 
Organisationen, die sich in dem Land mit Menschenrechten beschäftigen, Anlass zu 
schwerwiegenden Bedenken in Bezug auf den politischen Kontext dieses Abkommens.

******

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Ausschuss für 
internationalen Handel, einen Zwischenbericht gemäß Artikel 81 Absatz 3 der 
Geschäftsordnung auszuarbeiten.

                                               
1 Die Union beruht auf den Grundsätzen der Freiheit, der Demokratie, der Achtung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten sowie der Rechtsstaatlichkeit; diese Grundsätze sind allen Mitgliedstaaten gemeinsam. (Artikel 
6 Absatz 1 EUV)


